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Die anschließend vorgenommene ausführliche Würdi
gung des Rechts auf Sicherung des Arbeitsplatzes ent
spricht dessen Stellenwert für die Lage der Arbeiter
klasse im Kapitalismus, insbesondere unter den Ver
hältnissen der rasch fortschreitenden Krise und Massen
arbeitslosigkeit. Dabei wird deutlich gemacht, daß die 
von der Arbeiterklasse verfochtene Forderung nach 
einem Recht auf Arbeit zunächst nur das Recht auf 
wirtschaftliche Existenz umfassen kann, „das heißt die 
Möglichkeit für jeden, einen Arbeitsvertrag abschließen 
und den Lebensunterhalt durch eigene Arbeit gewähr
leisten zu können“ (S. 41), da das Recht auf Arbeit als 
Recht auf ausbeutungsfreie Arbeit erst im Sozialismus 
zu realisieren ist.
Weitere Schwerpunkte dieses Kapitels betreffen Tarif
autonomie und Tarifvertragsrecht sowie das Streikrecht. 
Dabei demonstriert der Autor nicht nur die vielfältigen 
und für die Werktätigen oft schwer durchschaubaren 
Praktiken .der Monopole, diese Kampfrechte der Arbei
terklasse einzuengen und weitgehend wirkungslos zu 
machen, sondern verallgemeinert zugleich die bei ihrer 
Ausübung von den Gewerkschaften gesammelten Erfah
rungen, um sie noch effektiver im Klassenkampf einset- 
zen zu können. Dies gilt z. B. für die Vereinbarung kür
zerer Laufzeiten der Tarifverträge, die Ausweitung ihrer 
Regelungen über den Rahmen der Lohn- und Gehalts
politik hinaus sowie die Verbindung politischer und so
zialer Forderungen im Streikkampf.
Das Kapitel wird abgerundet durch Ausführungen zur 
Stellung der berufstätigen Frau und zum Kampf um 
ihre soziale Gleichberechtigung, zum Menschenhandel 
mit ausländischen Arbeitskräften sowie zum Klassen
charakter der Arbeitsgerichtsbarkeit und der Arbeits
rechtsprechung.
Bei der Behandlung der Kampfebene im Betrieb, der 
sich der Autor im Kapitel 3 zuwendet, werden solche 
sozialen Rechte in den Mittelpunkt gestellt, die für die 
Verbesserung der Klassenposition der Werktätigen be
sonders gravierend sind. Dazu wird vor allem die be
triebliche Mitbestimmung gerechnet, die es aus ihrer 
derzeitigen gesetzlichen Verklammerung mit der Idee 
von der „Sozialpartnerschaft“ zu lösen und in Gestalt 
wirksamer Mitentscheidungsrechte — insbesondere der 
Betriebsräte — für alle Bereiche des betrieblichen Re
produktionsprozesses zu verankern gilt. Im folgenden 
zeigt der Autor, wie eng mit dieser Grundforderung die 
Realisierung weiterer Arbeiterrechte verbunden ist, 
etwa die Rechte auf ausreichende berufliche Bildung und 
auf Schutz vor willkürlichen betrieblichen Kündigungen. 
Sehr instruktiv sind auch die Darlegungen über die 
Lehre vom Arbeitsverhältnis als personenrechtlichem 
Gemeinschaftsverhältnis, die das Bestreben des Mono
polkapitals beleuchtet, den Pflichtenkreis der Werktäti
gen durch nicht mehr exakt bestimmbare „Treuepflich
ten“ zu erweitern und damit die unternehmerischen 
Kontrollmöglichkeiten zu komplettieren.
Das Buch schließt mit einer Zusammenfassung der von 
der DKP und den Gewerkschaften für ein progressives 
Arbeitsgesetzbuch der BRD erhobenen Forderungen 
(Kapitel 4). Dabei macht der Autor deutlich, daß diese 
Forderungen nur als Teil des Ringens aller demokra
tischen Kräfte um eine antimonopolistische Demokratie 
verwirklicht werden können.
Die vorliegende Monographie erbringt — veranschau
licht durch praktische Beispiele und statistisches Mate
rial — insgesamt den Nachweis, daß das bürgerliche Ar
beitsrecht nicht nur von den Monopolen für die An
passung an ihre neuen Existenzbedingungen ausgenutzt, 
sondern in zunehmendem Maße zum Kampffeld der Ar
beiterklasse wird, um ihre sozialen Rechte und ihren 
politischen Handlungsspielraum zu erweitern. Allerdings 
hätten.^auch die zur Zeit forcierten Pläne zur Harmo
nisierung arbeits- und sozialrechtlicher Vorschriften im 
Rahmen der EWG eine ihrer Bedeutung für den Kampf 
der Arbeiterklasse gemäße Berücksichtigung finden sol
len.
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